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 MMeeiinnee TTeerrmmiinnee

175 Jahre Liederkranz
13.11.2010, 20 h, Neuenstadt

100 Jahre Ortsverein Biberach und
Jubilarehrung des SPD-Kreisverband
Heilbronn-Stadt
14.11.2010, 15 h, Biberach

Diskussionsveranstaltung zu Afghanis-
tan mit Rainer Arnold MdB und Gert
Weisskirchen MdB a.D.
15.11.2010, 19 h, Ladenburg

Preisverkündung der Landesprämie-
rung Weine und Sekte
18.11.2010, 14 h, Harmonie Heilbronn

Besuch der Ausstellung „Mehr als nur
Gäste“ zum Thema Integration mit den
Jusos Heilbronn
20.11.2010, 15.30 h, Volkshochschule
Heilbronn
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Liebe Genossinnen, liebe Genossen,

sehr geehrte Damen und Herren,

in dieser Woche stand die Gesundheitspolitik im Zentrum

der parlamentarischen Auseinandersetzung. Auf der Ta-

gesordnung waren aber nicht nur zwei Gesetze zur Arz-

neimittelordnung und zur Finanzierung der Gesetzlichen

Krankenversicherung. Vielmehr haben Union und FDP die

Fundamente des sensibelsten Zweigs unserer sozialen

Sicherung angegriffen. Die Regierung bemüht sich zu ver-

nebeln, was auf dem Spiel steht. Sie will, dass sich die Dis-

kussion im Irrgarten von Detailregelungen und administrati-

ven Instrumenten verliert. Klar aber ist: Schwarz-Gelb zielt

mit der Axt auf die Grundlagen des solidarischen Gesund-

heitssystems.

Beim Finanzierungsgesetz werden die Krankenversiche-

rungsbeiträge wieder auf 15,5 Prozent angehoben. Alle

weiteren Kostensteigerungen, die in Zukunft anstehen kön-

nen, müssen einseitig von den Arbeitnehmern getragen

werden. Das ist der Ausstieg aus der paritätischen Finan-

zierung und der Einstieg in das unsoziale Modell der

Kopfpauschale, bei dem die Schwachen genauso viel wie

die Starken bezahlen müssen. Der gleichzeitig eingeführte

Sozialausgleich ist nichts anderes als ein Almosen, das

besonders für Rentner nicht ausreichen wird.

Die teuerste Neuregelung im Arzneimittelgesetz ist die

Einführung von sogenannten „Aufzahlungen“ bei Nachah-

merprodukten (Generika), die 75 % aller in der Apotheke

abgegebenen Packungen ausmachen. Wenn der Patient in

Zukunft ein anderes Präparat von seinem Arzt verschrieben
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bekommt als das der gleichen Wirkung, für das seine Krankenkasse einen Rabattvertrag abge-

schlossen hat, muss der Patient den Differenzbetrag zwischen dem verschriebenen Arzneimittel

und dem Rabattmedikament selber zahlen. Kostet das Rabattmedikament zum Beispiel 8 Euro,

das vom Patienten aber wegen einer Arzt- oder Apothekerempfehlung gewählte Medikament 16

Euro, zahlt man neben der Zuzahlung von 5 Euro die Aufzahlung von 8 Euro, also insgesamt 13

Euro. Für die Aufzahlung gibt es weder eine Obergrenze noch eine Unterstützung für Arbeitslo-

se oder Sozialhilfeempfänger. Zudem werden die Pharmakonzerne Druck ausüben und bei

Krankenkassen, Apothekern und Ärzten Anreize schaffen, dass teurere Medikamente ver-

schrieben werden. Letztlich landen die Mehrkosten also beim Patienten!

Zusätzlich haben die Ärzte in Zukunft die Möglichkeit, ihren Patienten eine Art Vorkasse anzu-

bieten. Der Patient soll dabei zuerst aus privater Tasche die Arztkosten begleichen und be-

kommt dann nach der Weitergabe der Rechnung an seine Krankenkasse nur den Betrag erstat-

tet, den die gesetzliche Krankenkasse bezahlt hätte. Auch wenn es vordergründig der Wahl des

Patienten unterliegt, ob er das Vorkasse-Modell nimmt oder nicht, kann der Arzt natürlich be-

sonders bei kurzfristigen Terminwünschen Vorkasse-Patienten bevorzugen, da er an ihnen

mehr verdient. Damit wird eine dritte Klasse von Versicherten geschaffen – es besteht nicht

mehr nur die Trennung zwischen privat und gesetzlich Versicherten, sondern zusätzlich noch

zwischen Vorkasse- und Nicht-Vorkasse-Patienten.

Diese Regelungen zeigen: es sind nicht nur Details, sondern es ist die Richtung, die in der

schwarz-gelben Gesundheitspolitik nicht stimmt. Wir Sozialdemokraten stellen unser Konzept

der Bürgerversicherung dagegen. Niemand soll in der Arztpraxis bevorzugt oder zurückge-

setzt werden. Niemand soll schlecht behandelt werden, weil er nicht draufzahlen kann. Die Fi-

nanzierung der Gesundheit muss von der gesamten Solidargemeinschaft getragen werden.

Denn Gesundheit ist eine Investition in die Menschlichkeit unserer Gesellschaft.

Mit freundlichen Grüßen


